
Touristen, Schiffsverkehr im Nationalpark Wattenmeer
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Rauchender Osten
Anteil der Zigarettenraucher an der bundesdeutschen
Bevölkerung über 14 Jahre; Angaben in Prozent
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Tempolimit
im Wattenmeer
Bundesumweltminister Klau
Töpfer (CDU) will zusam-
men mit den Küstenländer
ein generelles Tempolimit im
norddeutschen Wattenme
durchsetzen. Betroffen i
das Naturschutzgebietzwi-
schen der NordspitzeSylts
und der InselBorkum, das
von zahlreichen Bundeswa
serstraßen durchzogen i
viele davon in derNähe von
Vogelschutzgebieten wie de
Insel Trischen vor der Elb
mündung. Bundesverkehrs
minister Matthias Wissman
(CDU) will dagegen diegel-
tenden Geschwindigkeits
grenzen von bis zu 24Knoten
(44 Stundenkilometer) beibe
halten. Die Küstenlände
verlangen in einer vom Bun
desrat unterstütztenInitiati-
ve ein Limit von zwölf Kno-
ten. Begründung:Durch den
Einsatz immer schnellere
Fähr- und Ausflugsschiffe
werdesich sonst der Massen
tourismus an den Küste
auch auf den Nationalpar
ausdehnen.
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Flucht vor Lafontaine
Martin von Hohnhorst, 28, istLeiter der
Zeitschrift „Naturschutz im Saarland“.

SPIEGEL: Sie wollennach der Verschärfun
des Landespressegesetzes durchOskar La-
Hohnhorst
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fontaine mit Ihrer Redaktion
das Saarland verlasse
Fürchten Sie, daß Sie Ih
Blatt künftig mit Gegendar
stellungen füllenmüssen?
Hohnhorst: Wir haben
schlechte Erfahrungen. Als
wir im letzten Jahreinen Be-
richt zur „Lage derUmwelt
im Saarland“ vorgelegt ha
ben, schlugLafontaine, ohne
die Studie zukennen, promp
zurück: Wir würden Wahl-
kampf für die CDU machen
hieß es in einerPressemittei
lung, und die Hauszeitun
seines Umweltministeriumsreagierte mit
einer Art Gegendarstellungsbericht zu u
serer Studie.
SPIEGEL: Welcher Politiker läßtsich schon
gern vorführen?
Hohnhorst: Es geht nicht umsVorführen.
Wir schreibenüber Lafontaines Fehler i
der Umweltpolitik. Aber wenn uns die
Landesregierungohne genauePrüfungen
durch die Gerichte mit De
mentis bombardieren darf
und das bewirkt ja dasneue
Presserecht,dann können wi
unsereZeitschrift zumachen.
SPIEGEL: Wohin gehen Sie
denn insExil?
Hohnhorst: Vielleicht ziehen
wir nach Frankreich, ei
Weinörtchen in den Vogese
wäre mir ganzlieb. Die Pari-
ser Regierung istzwar auch
nicht liberaler, aber um ein
Provinzblatt, das über das
Saarland schreibt, werden d
sich kaum kümmern.
L o t t o

Neue Filz-
Vorwürfe
Der baden-württembergisch
Lotto-ChefPeter Wetter, 64
muß sichwomöglich vor Ge-
richt wegen des Verdach
der Untreue und desBetru-
ges verantworten: Ein 15
Seiten starker Bericht de
Landesrechnungshofs wirft
dem Chef der Toto-Lotto
GmbH vor, er habe über di
bisher bekannten Mausche-
leien hinaus denSpendeneta
aufgebläht (1992: 400 000
Mark) und mit dem Geld un
ter anderemKunst-, Denk-
mal- oder Sportvereine un
terstützt, denen er selbst
oder andere Lotto-Veran
wortliche vorstehen. Des
weiteren monieren die Rech
nungsprüfer „sachfremd
Kostenerstattungen“ für Re
sen der Lotto-Geschäftsfüh
rer und des Aufsichtsrats
dessen Vorsitzender Finan
minister Gerhard Mayer-
Vorfelder (CDU) ist. Die
Lotto-GesellschafthabeRei-
sen von Familienangehörige
finanziert und Theaterbesu
che der Lotto-Funktionär
bezahlt.Wetter hat fürEnde
des Monats seinenRücktritt
angekündigt.
L e b e n s m i t t e l

Euro-Testfall
Olivenöl
Der neueRichtwert für das
Krebsgift Benzol, den die
Bundesländer nach demOli-
venölskandal im Aprileinge-
führt haben, (0,05 Milli-
gramm proKilo), wird zu ei-
nem Testfall für denVer-
braucherschutz in derEuro-
päischenUnion: Die Brüsse-
ler EU-Kommission verlang
von der Bundesregierung
den neuenBenzolwert wie-
der fallenzulassen,weil er
ungerechtfertigte „Handels
hemmnisse“ für Olivenöl in
Europa aufbaue. Notfalls
will die Kommission gegen
Bonn vor Gericht ziehen.
Der Bund-Länder-Ausschuß
der den neuen Wertfestge-
legt hat,will jedochhart blei-
ben. Die Regelung diene
dem Gesundheitsschutz un
sei daher mit Europarech
vereinbar.
D E U T S C H L A N D
 F O R U M
65DER SPIEGEL 23/1994


